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Antrag 242/I/2024 KDV Tempelhof-Schöneberg

Mobilitätspolitik Berlin

Beschluss: Annahmemit Änderungen

Der Landesvorstand, die SPD-Fraktion im Abgeordnetenhaus und die Mitglieder der SPD im Senat setzen sich dafür ein, dass

folgende Aspekte in der Mobilitätspolitik Berlins berücksichtigt werden:

1. DasMobilitätsgesetz wird als Grundlage derMobilitätswende gesichert, ergänzt undmit besonderer Priorität stadtweit

umgesetzt.

2. Das Deutschlandticket ist wichtiger Bestandteil der Mobilitätswende und muss daher weiterhin kostengünstig zur Ver-

fügung gestellt werden.

3. Die ÖPNV-Verbindungen ins Berliner Umland sind auszubauen und die Taktzeiten zu verkürzen.

4. Für Fahrradfahrende sind an den Bahnhöfen von U- und S- Bahn bedarfsorientiert Fahrradabstellplätze zu bauen, die ein

sicheres Abstellen ermöglichen.

5. Entsprechend demAngebot in Regional- und S-Bahnzügen sind auch in denU-Bahnzügen die Abstellplätze für Fahrräder

zu erhöhen.

6. An Bahnhöfen mit hohem Fahrgastaufkommenmüssen mehr als eine Aufzugsanlage vorhanden sein.

7. Die Fahrtakte der weiterführenden Buslinien an Endbahnhöfen und wichtigen Knotenpunkten von S- und U-Bahn sind

an die Bahnlinie anzupassen. Für Fahrgäste muss der Bus auch spürbar die Verlängerung der Bahn sein. Dies gilt insbe-

sondere in den Tagesrandzeiten.

8. Die Ausdünnung von Fahrzeiten zum Abend hin sind auf die Bedarfe abzustimmen und daher zu prüfen.

9. Wartemöglichkeiten bei Bussen und Tramlinienmüssen so ausgebaut werden, dassWartende besser vor Regen, Schnee,

Wind und Sonne geschützt werden.

10. Die digitale Anzeige von Abfahrzeiten an Bus- und Tram-Haltestellen sind flächendeckend vorzusehen.

11. Arbeitnehmende müssen auch am frühen Morgen, am späten Abend und in der Nacht sicher fahren können. Entspre-

chend sind die Sicherheitskräfte, Polizei und Ordnungsdienste personell besser auszustatten. Für S- und U-Bahnhöfe ist

ständiges Betreuungspersonal vorzusehen, um insbesondere in den Abendstunden mehr Sicherheit bieten zu können.

12. Das Land Berlin wird im Rahmen einer Bundesratsinitiative beantragen, das Bundesmittel, die für den Autobahnausbau

vorgesehen werden, den Ländern für Maßnahmen zum Ausbau und Erhalt des ÖPNV zur Verfügung gestellt werden.

 

Überweisen an

AH Fraktion, Senat

1


	Antrag 242/I/2024 Mobilitätspolitik Berlin

